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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus 
Ganserer, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gisela 
Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Keine Auftragsvergabe für den 2. S-Bahn-Tunnel in München vor 
erneuter Berechnung der Wirtschaftlichkeit 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich nicht an der Finanzierung 
von Aufträgen für Hauptbaumaßnahmen für die 2. S-Bahn-Stamm-
strecke in München zu beteiligen, bevor der volkswirtschaftliche Nut-
zen nicht erneut nachgewiesen wird. 

 

 

Begründung: 

Am 8. April 2011 wurde zwischen dem Freistaat Bayern und den Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen der Deutschen Bahn AG der Bau- 
und Finanzierungsvertrag für die 2. Stammstrecke der S-Bahn Mün-
chen unterzeichnet und als Durchbruch bei der Finanzierung des 2. 
Tunnels gefeiert. Passiert ist seither wenig. Nur die Kosten sind ge-
stiegen. Die Standardisierte Bewertung hat im November 2011 für den 
Mitfall 6 einen Nutzen-Kosten-Faktor von 1,04 ermittelt. Die Standar-
disierte Bewertung vom November 2011 ist inzwischen wegen der 
Kostensteigerungen überholt. Es ist unplausibel, dass sich der Nutzen 
inzwischen im selben Maß erhöht hat wie die Kosten. Es ist davon 
auszugehen, dass inzwischen die volkswirtschaftlichen Kosten bei 
erneuter Standardisierter Bewertung über dem Nutzen liegen und der 
Nutzen-Kosten-Faktor unter die magische Grenze von 1,0 gerutscht 
ist. Nicht auszuschließen ist, dass er sogar negativ ist. Da der Einsatz 
öffentlicher Investitionsmittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz einen Nutzen-Kosten-Faktor größer 1,0 voraussetzt, ist 
dieser nachzuweisen. Ansonsten ist eine Mitfinanzierung insbesonde-
re für den Freistaat Bayern auszuschließen.  

 



geschäftsführer hat einen Anstellungsvertrag, ein Vi-
zepräsident ist von einer Landesversammlung von
Delegierten demokratisch gewählt. Sie können sich
alle Ihren Reim darauf machen. Jedenfalls denke ich,
dass es nicht die Absicht von Herrn Stärk war, mich ir-
gendwie zu belehren, wie Sie das vorhin ausgedrückt
haben, oder zu ermahnen. Das darf ich vielleicht auch
in seinem Namen ausdrücklich zurückweisen. Das
brauchen wir nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Wengert. – Nun erteile ich für die Staatsregie-
rung Staatsminister Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben in den letzten Jahren in mehreren
Schritten kontinuierlich die Situation der weiteren Hel-
fer im Katastrophenschutz verbessert und die Gleich-
stellung, also die sogenannte Helfergleichstellung,
immer weiter verbessert, und zwar in einem Ausma-
ße, das es so noch nie gegeben hat und wie wir es
auch in vielen anderen Ländern nicht finden.

Vom Verfahren her muss ich sagen, lieber Herr Kolle-
ge Rinderspacher: Wir haben über die letzten Jahre
die Rechte der Opposition immer weiter ausgebaut.
Die Opposition hat großen Wert darauf gelegt, dass
sie vier Wochen Zeit von der Einreichung eines Ge-
setzentwurfs bis zur ersten Ausschussberatung einge-
räumt bekommt, um sich auf die Beratung eines Ge-
setzentwurfs vorbereiten zu können. Ich finde es im
Hinblick auf das Verfahren in diesem Hohen Haus
einen merkwürdigen Vorgang, wenn Sie jetzt, nur weil
es Ihnen gerade taktisch in den Kram passt, am Tag
nach der Einreichung eines Gesetzentwurfs diesen
zum Gegenstand eines Dringlichkeitsantrags machen.
Ich nehme das für die Staatsregierung für die Zukunft
zur Kenntnis, dass die SPD-Fraktion kein Problem
damit hat, innerhalb von 24 Stunden über einen Ge-
setzentwurf, den die Staatsregierung eingebracht hat,
im Plenum zu diskutieren. Wir werden uns das gerne
bei Gelegenheit zunutze machen. Ich werde meine
Position in zwei Wochen bei der Ersten Lesung vortra-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. 

Dazu werden die Anträge wieder getrennt. Wer dem
Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/13811 – das
ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung

geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-Frak-
tion und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13824 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen! – Das sind die CSU-Fraktion und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der
Abgeordneten Kreuzer, Zellmeier, Schreyer und ande-
rer und Fraktion betreffend "Der Freistaat Bayern be-
kämpft entschlossen jede Form des Extremismus" auf
Drucksache 17/13822 bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 93. Mit Nein haben gestimmt 46. Stimmenthal-
tungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13812 bis 17/13814, 17/13816, 17/13818 und
17/13819 sowie auf den Drucksachen 17/13825 bis
17/13828 werden in die zuständigen federführenden
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Schlussbericht
des Untersuchungsausschusses
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens
bayerischer Polizei- und Justizbehörden
einschließlich der zuständigen Staatsministerien,
der Staatskanzlei und der politischen
Entscheidungsträgerinnen und
Entscheidungsträger im Zusammenhang mit dem
Labor Schottdorf und der beim Bayerischen
Landeskriminalamt eingerichteten
Sonderkommission "Labor" und weiterer
Vorkommnisse im Zusammenhang mit
Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere
Beschuldigte und auf entsprechende Anzeigen
des Dr. B. S. und anderer Personen sowie bei der
Rechtsaufsicht über die Beachtung der
Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte und
bei der gegebenenfalls notwendigen Korrektur der
Rahmenbedingungen im selbstverwalteten
Gesundheitssystem bei der Abrechnung von
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Markus Ganserer u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/13813 

Keine Auftragsvergabe für den 2. S-Bahn-Tunnel in München vor 
erneuter Berechnung der Wirtschaftlichkeit 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Markus Ganserer 
Mitberichterstatter: Eberhard Rotter 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 56. Sitzung am 24. November 2016 beraten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 139. Sitzung am 2. Februar 2017 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig 
Hartmann, Markus Ganserer, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Ka-
tharina Schulze, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Drs. 17/13813, 17/15304 

Keine Auftragsvergabe für den 2. S-Bahn-Tunnel in München vor 
erneuter Berechnung der Wirtschaftlichkeit 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die CSU­Fraktion, die SPD­

Fraktion, die FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 

Keine Gegenstimme. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten. Wir fahren in der Tagesordnung fort.
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